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Schneeballsystem

Als Schneeballsystem werden Ge-

schäftsmodelle bezeichnet, die 

zum Funktionieren eine ständig 

wachsende Anzahl an Teilneh-

mern benötigen. Gewinne für 

Teilnehmer entstehen dadurch, 

dass immer mehr neue Teilnehmer 

mitwirken. Schneeballsysteme 

sind auf unendliches Wachstum 

unter endlichen Rahmenbedin-

gungen angewiesen und daher in-

stabil. Schneeballsysteme haben 

die unschöne Eigenschaft, dass sie 

irgendwann kollabieren. Und 

zwar erfolgt der Kollaps zwangs-

läu$ g, da die Zahl der Teilnehmer 

exponentiell wachsen müsste, was 

in einer Welt begrenzter Ressour-

cen auf Dauer nicht möglich ist. In 

den meisten Ländern – so auch in 

der Schweiz – sind diese Systeme 

mittlerweile verboten.

Vor diesem Hintergrund würde 

man nicht für möglich halten, 

dass die Eliten unseres Landes zur 

Zeit verzweifelt für den Erhalt ei-

nes Schneeballsystems kämpfen: 

die Masseneinwanderung. Die 

Masseneinwanderung bedingt, 

dass wir immer mehr Ausländer 

brauchen, um Ausländer zu ver-

sorgen. Immer mehr Ausländer si-

chern die Altersvorsorge für Aus-

länder. Immer mehr ausländische 

Arbeiter bauen immer mehr Infra-

struktur für Ausländer. Immer 

mehr ausländische Lehrpersonen 

bilden immer mehr Ausländer aus. 

Immer mehr ausländische Ärzte 

und Krankenschwestern p& egen 

immer mehr Ausländer. Immer 

mehr ausländische Sozialarbeiter 

betreuen immer mehr Ausländer 

im Sozial- und Fürsorgewesen. Im-

mer mehr ausländische Bürokra-

ten auf Gemeinde-, Kantons- und 

Bundesebene verwalten immer 

mehr Ausländer.

Die Massenweinwanderung ist ein 

gigantisches Schneeballsystem. 

Dies bestätigt unfreiwillig auch 

Bundesrat Didier Burkhalter im 

«Tagesanzeiger». Dort lässt sich 

der EU-Turbo wie folgt zitieren: 

«Auch Sozialwerke sind auf Ein-

wanderung angewiesen.» Will 

heissen, wir brauchen immer 

mehr Ausländer, um diejenigen, 

die schon hier sind, zu $ nanzie-

ren.

Schneeballsysteme kollabieren 

immer. Das ist wissenschaftlich er-

härtet. Und das Schneeballsystem 

Masseneinwanderung wird auch 

kollabieren. Nur geht es hierbei 

nicht um einen Kettenbrief oder 

Madoff’s Ponzi Schemes, sondern 

um ein ganzes Land. Es geht um 

die Schweiz, unsere Heimat. Wie 

kann man nur so skrupellos sein, 

liebe Politiker der anderen Partei-

en, liebe Exekutiven, liebe Wirt-

schaftsverbände und liebe Medi-

en, unser Land in diesen Kollaps 

führen zu wollen! Aus Eigennutz, 

aus Moralismus, aus Hass gegen 

den Absender der Volksinitiative, 

die SVP.

Das Schweizer Volk hat es nun in 

der Hand, am 9. Februar mit ei-

nem JA zur Volksinitiative gegen 

Masseneinwanderung die Not-

bremse zu ziehen. Schieben wir 

dem grössten Schneeballsystem 

aller Zeiten den Riegel.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Geister des Minimalismus:
Gleichgültigkeit im Luftverkehr – 
Lust am Büssen
Wenn so wenig läuft im Gemeinderat, dass gar vorzeitig Schluss ist, dann
müssen wir mit den Themen etwas tiefer in die Trickkiste greifen, um die Leser 
nicht zum sofortigen Weiterblättern zu verleiten. Daher sind auch langfristig 
wichtige Themen herauszugreifen; der Minimalismus vieler Behörden: sei das 
im Luftverkehr (man setze sich in Bern möglichst wenig für Zürich ein) – sei das 
beim Bussenregime (man kassiere möglichst einfach unvernünftige Bussen ab).

Um gleich einmal den Ratsabend zu 
entsorgen: Der nach dem energi-
schen Einsatz von Guido Bergmaier 

versenkten Initiative «Für eine sinn-
volle Nutzung der Flachdächern» (mit 
Solarzellen) der «Jungen Grünen» 
trauert kaum jemand nach (ausser 
den Grünen) – ebenso wenig dem 
«Globus Provisorium» (jetzt COOP) 
bei der Bahnhofbrücke: Da stimmte 
der Rat nicht zuletzt dank dem fulmi-
nanten Votum von Marina Garzotto 

der Motion zu, die hier eine Neuge-
staltung verlangt (aber nicht wegen 
der «freien Sicht auf den Hafenkran»); 
das war’s dann im wesentlichen.

Minimalismus im Luftverkehr …
Aber es wird wieder Arbeit geben für 
Vorstösse im Zürcher Gemeinderat. 
Wie soeben bekannt wurde, möchte 
«Bundesbern», also das Bundesamt für 
Zivilluftfahrt (BAZL) in Zukunft auf 
dem Zürcher Flughafen mehr Süd-
starts, insbesondere Südstarts «gera-
deaus» durchsetzen, Abfl üge, die für 
das ohnehin schon mit den Südanfl ü-
gen strapazierte Zürich Nord zu einer 
katastrophalen Lärmsituation führen 
könnten. Dagegen wird man sich im 
Zürcher Stadtparlament zur Wehr set-
zen müssen, bevor im Sommer ent-
schieden wird. Denn überwiesene Pos-
tulate zur Lärmproblematik hätte der 
Stadtrat abschreiben wollen – in der 
irrigen Annahme, dass mit einem mi-
nimalistischen Telefon ohne Engage-
ment das Anliegen erfüllt sei. 

Dabei geht es um mehr als «bloss» 
den Lärm an sich: Wenn der Wider-
stand der Bevölkerung herausgefor-
dert wird, schadet das dem Airport 
(die Plafonierungsinitiativen lassen 
grüssen), der für Zürich von grosser 
wirtschaftlicher Bedeutung ist; auch 
sehr viele Arbeitsplätze, nicht nur je-
ne im Flughafen selber, auch indirek-
te, die mit dem Airport zusammen-
hängen, sind betroffen. Hinter die-
sem Ansinnen der Südstarts steht ein 
Beinahe-Zusammenstoss zweier Swiss 
Maschinen auf dem Pistenkreuz im 
Jahre 2011. Als Massnahme zur Ver-

besserung der Sicherheit soll also nun 
ein Regime mit Südstarts geradeaus 
herhalten. Wenn das so zentral wäre, 
hätte man schon lange reagieren müs-
sen – und nicht erst jetzt. Sicher ist, 
dass sich die Flugsicherung «Skygui-
de» für ein solches Regime stark 
macht. Sie war bei dem Vorfall von 
2011 involviert und erwies sich auch 
beim Zusammenstoss bei Überlingen 
als überfordert. Da liegt es auf der 
Hand, dass sich «Skyguide» für solche 
Südstarts einsetzt; das macht es für 
die Organisation einfacher – auf Kos-
ten der Stadt Zürich.

Wie viel Stadt und Gemeinderat aus-
richten können, wird sich weisen. Die 
erwähnten Postulate des Schreiben-
den zur Einführung der gebogenen 
(«gekröpften») Nordanfl üge wurden 
überwiesen, der Stadtrat hat sich zwar 
bei den zuständigen Instanzen einge-
setzt und wollte in der Folge die Postu-
late als erledigt abschreiben. Aber we-
der Bern noch die «Skyguide» schienen 
an einer raschen Umsetzung dieser 
Anfl üge besonders interessiert zu sein 
– für sie wäre es umständlich gewesen. 
Das belegt das Ansinnen mit den ge-
streckten Südstarts, mit dem man sich 
noch mehr über  Zürich Nord hinweg-
setzen würde. Da ist ein wirkungsvol-
ler Widerstand nötig sein.

… und kassieren auf dem Holzweg 
der Bärenjagd
Auch in einer anderen Angelegenheit 
machten es sich Stadt- und Gemeinde-
rat einfach, als sie einen Antrag ab-
lehnten, mit dem im Budget der «Er-
trag aus Ordnungsbussen» halbiert 
worden wäre. Da hätte die Stadt mehr 
sparen müssen, statt dass sie unsiche-
re Erträge dafür verwendet, neue 
Ausgaben zu fi nanzieren, womit sie 
das Fell lebender Bären verteilt.

Denn dieser mutmassliche Ertrag 
wird mit dem Blick zurück aufgrund 
von Erfahrungswerten eingesetzt. 
Das trügt, sind die Erträge doch spe-
kulativ, weil sie zu vielen Unwäg-
barkeiten unterliegen; ein Blick vor-
aus zeigt erst recht, wie problema-
tisch dieser Posten ist. Ein Budget ist 
auch ein Führungsinstrument (Füh-
ren durch Zielsetzung), und da sollte 
vom Ziel der korrekt fahrenden Ver-
kehrsteilnehmer ausgegangen wer-
den. Wenn in der Realität dennoch 
Ordnungsbussen anfallen, so sind
das ausserordentliche Erträge, die der 

Wahlen vom 9. Februar 

Wahl-Treff der SVP der Stadt Zürich 

von
Roland Scheck

LESERBRIEFE

Masseneinwanderung: Ja / Nein
Der Entscheid, ob Sie am 9. Februar 
2014 JA oder NEIN zur Volksinitiative 
gegen Masseneinwanderung stim-
men sollen, ist ganz einfach. 

Der Bundesrat hat uns bei der Ab-
stimmung zum Freizügigkeitsab-
kommen vor Jahren massiv belogen, 
indem er sagte, dass nach der Annah-
me maximal 10000 Menschen pro 
Jahr in unser Land einwandern wür-
den. Hätte er uns damals die Wahr-
heit gesagt, dass jährlich netto über 
80000 AusländerInnen einwandern 
werden, hätte das Volk die Personen-
freizügigkeit schon damals nie ange-
nommen. 

Nun haben wir am 9. Februar 2014 
die einmalige Chance, diesen Betrug 
der Regierung mit unserem JA zur 
Volksinitiative gegen Masseneinwan-
derung zu korrigieren. Damit neh-

men wir das Zepter wieder selber in 
die Hand und können so verhindern, 
dass unser Land komplett überbaut 
wird, die Sozialwerke ruiniert wer-
den und zudem der dadurch notwen-
dige  Ausbau der Infrastruktur zu 
neuen Schulden führt. Entscheiden 
wir als selbständige und unabhängi-
ge SchweizerInnen, die sich weder 
von der EU noch von der eigenen Re-
gierung oder Wirtschaft drohen las-
sen. Alles klar? 

Ich danke Ihnen, dass Sie mit Ih-
rem JA mithelfen, dass dieses Land 
nicht in eine Betonwüste verwandelt 
wird, denn denken Sie immer daran, 
das schulden wir den kommenden 
Generationen.

Walter Anken,
Gemeinderatskandidat, Zürich

JA zu Abtreibungs# nanzierung ist Privatsache
Der Schutz des Lebens sowie die Siche-
rung unserer Sozialwerke gehören zu 
den wichtigsten Staatsaufgaben. Der 
Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte hat am 16. Dezember 
2010 entschieden, dass es kein Men-
schenrecht auf Abtreibung gibt, weil 
auch das ungeborene Leben geschützt 
werden muss. Mit der Behauptung, es 
gehe bei der Abtreibung um die 
«Selbstbestimmung der Frau», wird 
den Frauen neben den körperlichen 
und seelischen Folgen auch noch die 
alleinige Verantwortung für die unter-
lassene Verhütung zugeschoben. Des-
halb es nicht verwunderlich, dass 
zwei Drittel der 110000 Unterzeichner 
der Volksinitiative Frauen sind.

Viele Familien können heute die 
ständig steigenden Krankenkassen-
prämien kaum mehr bezahlen, des-

halb muss alles aus der Grundversi-
cherung gestrichen werden, was kei-
ne Krankheit ist. Die Abtreibung kann 
mit der Zusatzversicherung abgedeckt 
werden. Eine umfangreiche Studie 
aus den USA zeigt, dass in denjenigen 
Staaten, wo die Abtreibung nicht 
mehr aus öffentlichen Geldern fi nan-
ziert wird, dies zu deutlich verantwor-
tungsbewussterem Sexualverhalten 
geführt hat, die Zahl ungewollter 
Schwangerschaften und in der Folge 
die Zahl der Abtreibungen bis zu 8 
Prozent abgenommen hat. Ein JA zur 
«Abtreibungsfi nanzierung ist  Privat-
sache» hilft der Sicherung unserer So-
zialwerke und führt zu einem verant-
wortungsvolleren Umgang beider Ge-
schlechter mit der Sexualität. 

Peter Aebersold, Zürich

SVP ZÜRICH 10

Kandidaten-Vorstellung
im Restaurant Grünwald
Die SVP Höngg/Wipkingen präsentierte an einer Veranstaltung im Restaurant 
Grünwald ihre Gemeinderatskandidaten und ihre Ideen zur bürgerlichen
Politik für die Quartiere. 

Die SVP Kreispartei 10 hat an einer 
Wahlveranstaltung die Kandidatin-
nen und Kandidaten für die Gemein-
deratswahlen vom 9. Februar vorge-
stellt. Als Gäste anwesend waren im 
Restaurant Grünwald im Rütihof die 
beiden Kantonsräte der SVP 10, Rolf 
Stucker und Bruno Amacker. 

Mauro Tuena, Fraktionschef der 
SVP, verlangte in seinem Eingangs-
votum, dass die Sicherheit in Zürich 
wieder besser werden muss. Insbe-
sondere sollen die Quartierwachen 
stets geöffnet sein. Die Polizei 
braucht genügend Mittel und Perso-
nal, um die Sicherheit in den Quar-
tieren zu gewährleisten. Wichtig ist 
für die SVP auch eine sichtbare Poli-
zeipräsenz. Gerade in Aussenquartie-
ren wie im Rütihof oder beim Fran-
kental ist konsequente Polizeiprä-
senz wichtig. 

Martin Bürlimann erläuterte die 
Gewerbepolitik der SVP. Fachge-
schäfte, Dienstleister, Handwerker 

und Selbständige sind ein wichtiger 
Pfeiler für den Wohlstand. Kleinbe-
triebe, Fachgeschäfte und Hand-
werksbetriebe bilden Lehrlinge aus 
und schaffen Arbeitsplätze. Ein wei-
teres wichtiges Standbein in Zürich 
ist der Finanzplatz. Banken, Versi-
cherungen und Treuhänder leisten 
einen wesentlichen Anteil am Erfolg. 
Auch dem Börsenplatz Zürich ist Sor-
ge zu tragen.

Christoph Marty wies in seinem 
Vortrag darauf hin, dass die Unter-
nehmer und Kleinbetriebe im Quar-
tier immer mehr bedrängt werden 
durch steigende Vorschriften und 
Aufl agen, welche die Produktion un-
nötig verteuern. Diese Nebenkosten 
sind unnötig und müssen sinken. 

Heidi Mathys, Marianne Urfer Widmer, 

Bruno Faist und weitere Kandidaten der 

Liste 2 stellten sich dem Publikum vor und 

beantworteten Fragen. Ziel der SVP 10 ist 

ein Sitzgewinn am 9. Februar. 

Bernhard im Oberdorf
Gemeinderat SVP

Zürich 12

Schuldentilgung dienen sollten. So 
müsste es geradezu zur «Bärenjagd» 
anstiften, wenn diese Erträge als Ziel 
gesehen werden, das erreicht werden 
muss. Dann kommt es soweit, dass 
man auch Bussen ausstellt und ein-
treibt, die formaljuristisch korrekt 
sind, aber jedem gesunden Men-
schenverstand widersprechen. Wir 
können uns die Beispiele sparen – sie 
sind ja allen bekannt.

Grosses Potential
eines möglichen Vorstosses
Unserer Kolumne zu diesem Thema 
im «Tagblatt» war ein grosses, zu-
stimmendes Echo beschieden und 
der Chefredaktor bot an, bei einem 
allfälligen Vorstoss zu diesem The-
ma diesen publizistisch zu unter-
stützen.

Da wären sich Publizistik und Poli-
tik durchaus einig.


